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National? 
Die Nationalparkidee entstand in Ameri­

ka. Dort wurde schon 1872 im ellowst~ne 
Park begonnen, Reste ursprünglicher Wild­
nis als nationales Erbe für kom?1ende _Gene­
rationen zu erhalten. Heute gibt es m der 
ganzen Welt über hundert _Nationalpar~e. In 
Ländern, in denen sonst Jeder Fußbreit der 
Kulturlandschaft vom Menschen verbaut 
und gestaltet ist, gewinn~n diese Oasen der 
Wildnis als Rückzugsgebiete bedrohter Na-
tur unabschätzbare Bedeutung. 

as ist ein 
Der Nationalpark ist mehr als e~n Natur­

schutz- oder Landschaftsschutzgebiet: 

* Nationalparke sind ursprüngliche oder 
naturnahe Landschaften, in denen 
menschliche Nutzungen weitestgehend 
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ausgeschlossen sind. Nicht das Überle_ben 
einzelner Arten, sondern die natürhc_he 
Entwicklung der ganzen Lebensg~mem­
schaft soll darin gesichert werden; ~m l':la­
tionalpark darf daher nicht zu klem sem. 

* Der Nationalpark steht dem Besuc~er. of­
fen meist werden eigene Besucheremnch­
tun~en geschaffen. ökologisch besonders 
sensible Bereiche werden oft vom Besu­
cherdruck abgeschirmt (z.B. durch V ~r­
wildernlassen bestimmter Wege). Natl~­
nalparke sind weiters Zentren ökologi­
scher Bildung und Forschung. 

* Ein wirksamer Schutz für den National­
park wird durch die bes~ndere Betreuung 
durch eine eigene Nationalparkverwal-
tung erreicht. 

Die IUCN (International Union for Con-
servation of Nature and Natural Ressources) 
hat folgende „Begriffsbestimmung für Na-
tionalparks" getroffen: .. . .. . 

Ein Nationalpark ist ein verhaltmsmaßlg 
" großes Gebiet, 

1.) dem mAhrA·rA Ökosysteme 
nicht wesentlich durch menschliche Nut­
zung oder Besiedlung verändert worden 
sind; in dem Pflanzen- Tierarten, 
geomorphologisch bedeutsame Stätten 
und biologische Lebensräume von beson­
derem wissenschaftlichen Wert und von 
Bedeutung für die Erholung sind, oder 
das eine besonders schöne natürliche 
Landschaft aufweist, 

2.) für das die oberste zuständige Behörde 
des Staates Maßnahmen getroffen hat, 
die eine Nutzung oder Besiedlung des ge­
samten Gebietes verhindern oder mög­
lichst bald beseitigen und die eine wirksa­
me Kontrolle zur Erhaltung der ökologi­
schen, geomorphologischen oder ästheti­
schen Eigenheiten, die zu einer Auswei­
sung geführt haben, sicherstellen sollen, 

3.) das von Besuchern unter besonderen 
dingungen zu ihrer Erbauung, aus erzie­
herischen kulturellen Gründen und 
zu Erholungszwecken betreten werden 
kann." 

Im Paragraph 8a des Niederösterreichi-

sehen Naturschutzgesetzes wird der Begriff 
Nationalpark folgendermaßen definiert: 
,,Gebiete, die durch äußeres Erschei­
nungsbild und ökologische Funktion 
oder ihren sonstigen wissenschaftlichen Wert 
gesamtösterreichische Bedeutung haben, in 
den der Erholung dienenden Teilen der Öf­
fentlichkeit zugänglich sind und neben dem 
Erholungsraum auch noch eine mindestens 
1.000 ha große, die wirtschaftliche Nutzung 
jedenfalls nach einer Übergangsperiode 
gänzlich ausschließende Naturschutzgebiets­
fläche umfassen, können nach Anhörung des 
Verfügungsberechtigten durch Landesgesetz 
zum Nationalpark erklärt werden. Dabei 
muß durch entsprechende gesetzliche und 
verwaltungs behördliche Regelungen sicher­
gestellt sein, daß der für seine Bedeutung aus­
schlaggebende Charakter des Gebietes und 
dessen Erholungswert erhalten bleiben." (sie­
he auch Tafel 2, Seite 49) 
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Die Donau-Auen unterhalb Wi~ns sind 
- zusammen mit den anschheßend~n 
March- und Thaya-Auen „ein" Fe~ch!gebi~t 
von internationaler Bedeutung . Sie smd die 
letzte große naturnahe Stromlandschaft 
Mitteleuropa, der letzte Rest einer ehemals 
für die großen Beckenlagen der obe~- und 
niederösterreichischen Donau . typischen 
Flußlandschaft. Sie sind ebenso wie die Berge 
der Alpen ein Teil unseres nationale~, Erb~s 
(,,Land der Berge, Land a~ St~ome ) · Die 
Größe und Geschlossenheit di~ser L~nd­
schaft, ihre ökologische D!namik ~nd ihre 
Vielfalt an Biotopen sowie an Tier- u~d 
Pflanzenarten bilden die V oraussetzu1:1g fur 
die Errichtung des Nationalparks. Die Be­
wahrung ihrer Ursprünglichkeit, Geschlos­
senheit, Vielfalt und Dynamik ist der Kern 
der Nationalparkidee. 
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* Die Erhaltung einer frei fließenden J?.o­
nau zwischen Wien und der Marchmun­
dung; wasserbauliche Maßnahmen zum 
Ausgleich negativer F?l~en der Dona~re­
gulierung (z.B. Sohlemtlefung), vorsich­
tiges Wiederanbinden ehemaliger Altar­
me an den Strom, Rückverlegung des 
Hochwasserschutzdammes etc.; 

* Einschränkung menschlicher N~tzunge~ 
wie Forstwirtschaft, Jagd und Fischere~; 
Ermöglichung einer weitgehend i:at~rh­
chen Vegetationsentwicklung, E~~nc~­
tung störungsfreier Ruhezonen fur die 
Tierwelt; 

* Einrichtungen für Nationalparkbesucher 
(Nationalparkzentrum, Wege, Beobach­
tungsstände, etc.); Aufwe~tung de~ ,,I!11a­
ges" der Nationalparkregion; zusatzhc~e 
Attraktion für Nah- und Ausflugstouns­
mus. 

* Neue Möglichkeiten der ökologischen Bil­
dung und Umwelterziehung; 

* Intensive Forschung und wissenschaftli­
che Betreuung des Nationalparkgebiets, 
deren Ergebnisse auch für andere Au­
waldreste bzw. für eine mögliche ökologi­
sche Aufwertung der ehemaligen Donau­
Auen hinter Kraftwerksdämmen von Be­
deutung sind. 

Dieser Nationalpark bedeutet hingegen 
keinen Eingriff in die intensiv genutzte 
Agrarlandschaft. Im Nationalparkkonzept 
der Ökologiekommission ist die Auwald­
grenze als klare Außengrenze für den Natio­
nalpark vorgesehen. 

Die Nationalparkplanung Donau-Auen 
arbeitet zur Zeit an einem Konzept zur Aus­
weisung der Kernzonen (Innenabgrenzung). 
Die Kernzonen beinhalten für das Ökosy­
stem charakteristische und ökologisch hoch­
rangige Teile des Nationalparks, denen be­
sonderer Schutz vor Nutzungsansprüchen 
zuteil wird. 

Auf eine Kurzformel gebracht bedeutet 
,,Nationalpark" die Erhaltung einmaliger, 
noch weitestgehend funktionstüchtiger 
Ökosysteme, sowie weitestgehenden Nut­
zungsverzicht: In einem Nationalpark hat 
der Naturschutz oberste Priorität und eben 
nicht die Energie- oder die Forstwirtschaft. 
Die Einrichtung von Nationalparken ent­
spricht in diesem Sinn den Wertvorstellungen 
einer zivilisierten Gesellschaft, die über das 
rein materielle Niveau bereits hinausragen: 
Nicht alles, was verkauft werden kann, muß 
bzw. soll auch verkauft werden. Bei Kultur­
werten ist dies längst selbstverständlich. 
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Beständig hageln Visionen von G_roßpr?­
jekten uns nieder. Meist sind es viele Mil­
liarden Schilling teure Straßen-, Tunnel:, 
oder Hochbauprojekte, gelegentlich auch ei­
ne Weltausstellung, ein Zentralbahnhof oder 
ein 30 Milliarden Schilling teures Netz an 
3 80 KV Leitungen, dessen wirtschaftliche 
Sinnhaftigkeit bisweilen noch nieman_d be­
wiesen hat. Realisierung des National­
parks Donau-Auen ist ein Großprojekt, des­
sen Bedeutung kaum erkannt wird, weil ~s 
sich nicht in Millionen Tonnen Beton und zig 
Milliarden Schilling Investitionen fassen 
läßt. Es wäre aber ein einmaliges Unterfan­
gen, weil Stromlandschafte1;, wie_ si~ östlich 
von Wien noch existieren, emmahg m Euro­
pa sind. Durch seine Größe und Natürlich­
keit wäre der Nationalpark Donau-Auen 
über die Grenzen hinaus ein Renommee für 
das Fremdenverkehrsland Österreich, das in 
besonderem Maße auf den schonenden Um­
gang mit seinen landschaftlichen Ressourcen 
angewiesen ist. 
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1 1 
Planungen für Auen-Nationalpark 

in Wien und Niederösterreich gibt es schon 
seit Mitte der 70er Jahre. wurden die 
Donau-March-Thaya-Auen zum Land­
schaftsschutzgebiet erklärt, das einige Natur­
schutzgebiete einschließt. Planungsge­
meinschaft Ost (PGO) legte 1982/83 einen 
Abgrenzungsvorschlag für den Nationalpark 
vor. 

Die von der Bundesregierung nach der Au­
besetzung (Winter 1984/85) eingesetzte Öko­
logiekommission sprach eine Reihe klarer 
Empfehlungen aus. Sie erteilte dem Projekt 
Hainburg eine Absage und setzte sich für die 
rasche Realisierung des Nationalparks Do­
nau-March-Thaya-Auen ein. Weiters forder­
te sie die Erhaltung der Fließstrecke 
zwischen Wien und Marchmündung und 
die Durchführung eines Forschungsprojektes 
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zur Stabilisierung der Stromsohle ohne Stau­
haltung. 

Der Verein zur Förderung Planung 
des Nationalparks Donau-Auen (National­
parkplanung Donau-Auen) wurde im Ju-

1986 vom Umweltminister eingesetzt. Sie 
ist seit November als Verein organisiert, des­
sen Träger die Naturschutzorganisationen 
WWF, Naturschutzbund, Alpenverein und 
Forum österreichischer Wissenschafter sind. 

Die Nationalparkplanung soll Weiter-
führ_1;1ng der Ergebnisse und Empfehlungen 
der Okologiekommission die Verwirklichung 
des Nationalparks Donau-March-Thaya­
Auen vorantreiben, wobei in einer ersten 
Phase der Bereich der Donauauen im Detail 
bearbeitet und realisiert werden soll. 
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Sie vertritt im von Bund und Ländern or­
ganisierten Planungsprozeß die Interessen 
der Naturschutzorganisationen und Privater, 
die für die Errichtung eines Nationalparks in 
den Donau-March-Thaya- Auen nach inter­
nationalen Kriterien eintreten. Die National­
parkplanung ist somit auch das Sprachrohr 
der naturschutzmotivierten Hainburg-Bewe­
gung. 

Die Funktion der Nationalparkplanung ist 
zweierlei: 

Zum einen soll die Nationalparkplanung 
aus der Sicht der Ökologie und des Natur­
schutzes die für die weitere Detailplanung 
bzw. andere in diesem Raum stattfindende 
Planungen (Archäologiepark, Donau-Oder­
Elbe-Kanal etc.) relevanten Randbedingun­
gen definieren und konkretisieren. Dies be­
trifft unter anderem allgemeine ökologische 
Fragen wie die Erhaltung der freien Fließ­
strecke und die Sicherung der die Stabilität 
des Ökosystems bestimmenden ökologischen 
Prozesse wie die Präzisierung nationalpark­
relevanter Detailaspekte: 

Ausweisung definierter Kernzonen, Krite-

78 

rien und flächenbezogene Maßnahmen für 
die herkömmlichen wirtschaftlichen Nut­
zungsformen, Konzipierung eines Besucher­
zentrums, Fragen des Besuchermanagements 
usw .. 

Zum anderen ist es die Aufgabe der Natio­
nalparkplanung, im Namen der Naturschutz­
organisationen und der Privaten, die sich für 
die Errichtung eines Nationalparks nach in­
ternationalen Kriterien einsetzen, die Natio­
nalparkidee zu verbreiten. Dies bedeutet aber 
nicht, daß die Naturschutzorganisationen 
diesen Themenbereich an die Nationalpark­
planung delegieren. Der Nationalparkpla­
nung soll vielmehr neben der Setzung eigener 
Aktivitäten eine koordinative Funktion zu­
kommen, sie soll Aktivitäten der Natur­
schutzorganisationen initiieren und fördern 
und die für die Promotion der Nationalpar­
kidee notwendigen Inhalte und medialen Un­
terlagen bereitstellen (z.B. Broschüre, Me­
dienkoffer, Diaschau, Lehrerinformation). 

Durch die Unterzeichnung der Vereinba­
rung (gilt als Staatsvertrag nach § 15a) vom 
2.08.1988 wurden die rechtlich-administrati-

v:f Gruk ndlagen für die Planung eines Natio-
n par s festgelegt Im Rahme d" 
St t · n 1eses aa s~ertrags kommt der National 
nung eme spezielle Rolle zu die ab parkpJ~­
Gesp ·· h · , er erst m rac en mit der von Bund und L .. d 
!~:t!f ~nen d Projektorganisation ~:ir.:; 
nalpar~1a::i:1:n~uß. A~fga?e d7r Natio-
rä mli h es sem, die rem natur­

u c . e, von ökologischen Kriterien und 
vlon der Nationalparkidee ausgehende Detail­
P an.ung durchzuführen. 

. D1e Nat~onalparkplanung Donau-Auen 

:'e~~!i~~e~llif :i~~~~~~:~:!s vf~·n Sub-
welt, Jugend und Famili ur Um­
Arb ·t d . e getragen. Die 

e1 er Nationalparkplanung läßt sich . 
folgenden Phasen darstellen: m 

1.Phase: 
Gründung bis Februar 1988: 

Im Einzelnen d 
bearbeitet: wur en folgende Bereiche 

!.)Aufbau der Infrastruktur für die F·· d 
rung der Nationalparkidee (Erste~r e­
v_on B~oschüre und Informationsm~~! 
nal, -!)~aschau, Erwerb von A V-Medien 
~o~p1erung und Erarbeitung einer Aus~ 
s e ung usw.) und für die Durchführ 

(B
von Exkursionen und Feldforsch:: 

oote, Fahrräder) 

2.) Vo:beiten zur Errichtung von National­
par entrum und Stützpunkten 

3.) Akti~täten zur Förderung der N 1· al 
parkidee b . z· 1 a ion -

· · ei. ie gruppen und in der brei-
te~. Offe!1tlichkeit (Pressekonferenzen 
Prasentationen, Ausstellung Ve ta1' 
tungen) , rans -

4.) Aufbau eines Stadtbüros 

5.) ;;;_~ass~g jer_ allgemeinen ökologischen 
. F region Wirtschaftlichen Grundlagen 
I~ orm von_ umfassenden wissenschaftli-

sctuedin. Bearbeitungen. Es wurden folgende 
en erstellt: 
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1. Vorstudie über die Sohledinti~glif~nhg uMntaßer-
halb von Greifenstein un mo c e -

ahmen zur Fließstreckenerhaltung 
(Doz.Dr. K.H. Bernhart, Univ. Karlsru-

he) 

Studie über die limnologische ~ituation 2· des Nationalparkgebietes und die Erstel­
lung von Richtlinien für d~n ~chutz von 
Fluß, Augewässern und limruscher 1:e­
bensgemeinschaften (Doz.Dr. F. Sehle-

rner) 

Studie über den forstlichen Zustand des 3
· Auwaldes (Dr. E . Zwicker) 

4. Studie über die Verbreitung d~ Bibers im 
Nationalparkgebiet (cand.phil. G. Lut-
schinger) 

Vorstudie über die Rolle des Natio':1al-
5. parks als Faktor der regionalen Entwick-

lung (Dipl.Ing. H. Mang) 
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6. Vorstudie zum Thema „N~tzungsans~rü: 
ehe und Nutzungsziele im Augeb1et 
(Dipl.Ing. H. Mang) 

7. Konzept eines Besucherzentrums mit 
Tierfreigelände im Schloßpark von Petro­
nell (Doz.Dr. w. Scherzinger et al.) 

2.Phase: 
März 1988 - Februar 1989: 

In diesem Zeitraum soll die Vorpl~ung 
aus der Sicht des Natursch~tzes, der ?ko­
logie und der Nationalp3:kidee s?we1t ab­
geschlossen sein, daß die Detailplanung 
beginnen kann. Im einzelnen bedeutet 

dies 
_ Festlegung der Kernzonen . . 
- Festlegung der Nutzungsmöglichkeiten 

und -einschränkungen in Kernzonen und 
Randzonen 

- Dokumentation des Wissensst~de~ 
- Erarbeitung eines Vorschlages fur em Na-

tionalparkgesetz aus der Sicht des Natur­
schutzes 

- Erarbeitung von Vorschlägen zu Organi­
sationsform und Administration eines 
Nationalparks Donau-March-Thaya­
Auen 

Ende Februar 1989 soll eine „konkrete 
Vision" des Nationalparks Donau-March­
Thaya-Auen, Bereich Donau-Auen vorlie­
gen. 

3. Phase: Beginn: März 1989: 
- Beginn der ökologischen Detailplanung: 
- Sohlensicherung 
- Ökologische Prozesse und deren mögliche 

externe Beeinträchtigungen 
- Erarbeitung flächenbezogener Maßnah­

menpakete für Fischerei, Jagd, Forstwirt­
schaft, Ufersicherung 

- Dynamisierung stromnaher Aubereiche 
- Aufbau eines geographischen Informa-

tionsnetzes 
- Aktivitäten zur Förderung der National­

parkidee 

Recht 
Zum rechtlichen Status des 
Projektes Hainburg 

Nicht nur politische Gründe machen der­
zeit eine Realisierung des „alten" Einreich­
projektes Hainburg unmöglich, es fehlen 
auch die dazu notwendigen Genehmigungs­
bescheide. Die wasserrechtliche Bewilligung 
vom 5.12.1984 wurde durch das Erkenntnis 
des Verfassungsgerichtshofes vom 1.7.1986 
aufgehoben. Auch die Erklärung des Projek­
tes Hainburg zum „bevorzugten Wasserbau" 
(22.12.1983), die bis zum 31.3.1985 befristet 
war, ist außer Kraft getreten. 

Das zuständige Landwirtschaftsministe­
rium hat bisher keinen Ersatzbescheid erlas­
sen, und offenbar besteht zur Zeit auch keine 
Absicht, einen solchen zu erlassen. Die Do­
naukraft hat auch bisher nicht versucht, 
durch eine Säumnisbeschwerde an den Ver­
waltungsgerichtshof einen neuen Bescheid zu 
erzwingen. 
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Die von Landesrat Breszovsky am 
26.11.1984 erteilte naturschutzrechtliche Be­
willigung wurde zwar bei den Höchstgerich­
ten angefochten, die Beschwerden wurden je­
doch mangels Parteienstellung der Beschwer­
deführung abgewiesen. Eine inhaltliche 
Überprüfung des Bescheids durch die 
Höchstgerichte (ob die Landschaft durch das 
Kraftwerksprojekt „in ihrer Schönheit und 
Eigenart dauernd und maßgeblich beein­
trächtigt wird") konnte daher nicht stattfin­
den. 

Die Ökologiekommission der Bundesre­
gierung kam bei einer ausführlichen Analyse 
des Bescheids zu dem Schluß, ,,daß etliche 
der naturwissenschaftlichen, wasserwirt­
schaftlichen und flußbaulichen Grundlagen, 
auf denen dieser Bescheid aufgebaut ist, 
sachlich nicht tragfähig sind . ... " Die - un­
befristete - naturschutzrechtliche Bewilligung 
für das Kraftwerksprojekt ist dessen un­
geachtet nach wie vor aufrecht, doch wird 
auch von Juristen angezweifelt, ob dieser Be­
scheid eine taugliche Grundlage für einen 
Baubeginn darstellt, weil er wegen der unkla-
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ren Rechtsnatur seiner diversen Auflagen 
entweder als noch nicht in Kraft oder als be­
reits außer Kraft getreten angesehen werden 
muß. 

Neue Kraftwerksprojekte 

Zur Realisierung der in Diskussion stehen­
den Kraftwerksvarianten Wildungsmauer 
oder Engelhartstetten müßte sowohl ein 
neues Wasserrechtsverfahren als auch ein 
neues Naturschutzverfahren eingeleitet wer­
den. Außerdem sind elektrizitätswirtschaftli­
che und baurechtliche Genehmigungen erfor­
derlich. 

Im Wasserrechtsverfahren ist durch die 
Wasserrechtsgesetzesnovelle 1985 ein neuer 
Abwägungstatbestand eingeführt worden. 
Projekte, bei denen „eine wesentliche Beein­
trächtigung der ökologischen Funktionsfä­
higkeit der Gewässer zu besorgen ist" 
(§ 105 m), sind als unzulässig anzusehen 
bzw. dürfen nur unter entsprechenden Be­
dingungen bewilligt werden. Die Frage ist 
nur, was von den Behörden als „ wesentliche 

~eeinträchtigung" angesehen wird. Der Re­
gierungsbeauftragte Dr. J. Kaniak dazu. 
,,Folgt man ökologischen z.B. limnologi~ 
sehen Befunden über die Wirkung von Stau­
haltung_en,. so. wäre auf der Basis dieser No­
v~lle kem elilZlges Wasserkraftwerk in Öster­
reich mehr zu bewilligen .. . " 

_!)a di_e Kraftwerksprojekte entweder zur 
~~~ im Landschaftsschutzgebiet liegen 
\ vv ildungsmauer) oder eine Bauführung 
(Aufstau . und Dämme) im Landschafts­
schutzg_eb1et erfordern (Engelhartstetten) 
s~ellt die naturschutzrechtliche Bewilli· ' 
di h . . gung 

e sc Wiengste Hürde für die Reali · di . . s1erung 
eser ProJekte dar. Sie sind mit den Zielset-

~ge~ dt:5 Landschaftsschutzes laut nieder­
osterre1chischen Naturschutzgesetz b 

h . E" e enso 
sc. wer~ inklang zu bringen wie das Ein-
r~1chproJekt Hainburg. Seit 1985 ist zudem 
eme Novelle des Naturschutzgesetzes in Kraft 
get~eten, die sowohl den betroffenen Ge­
memden als auch der niederösterreichischen 
Umweltanwaltschaft Parteienstellung in der 
1. In~ des naturschutzrechtlichen Ver­
fahrens emräumt (siehe auch Kastens. 48). 

„Umgehung" des 
Naturschutzgesetzes 

I~ Kenntnis dieser Schwierigkeiten hat der 
Regierungsbeauftragte Dr. Kaniak in seinem 
Gutac~ten v.?~ Juni 1987 eine neuen Weg 
zur „Losung dieses Pr~blems und damit zur 
Umgehung des derzeit geltenden Land­
sch~ftsschutzgesetzes vorgeschlagen: Für die 
E~nchtul!g ~es Kraftwerks Wildungsmauer 
konnte em e~genes Nationalparkgesetz erlas­
sen werden, m dem die von Dr Karu"ak 

h1 · vor-
gesc agenen Kernzonen als solche ausgewie-
s_en werden. In diesen Kernzonen wären bau­
liche Veränderungen untersagt, es sei denn 
~r Verbesserung der ökologischen Situa­
t1~n. In d~n verbleibenden Randzonen wäre 
ffiltte~s ~mer Ausnahmegenehmigung die 
ener~ewrrtsch~ftliche Nutzung möglich. 

J?ie v~n Kamak vorgeschlagene Vorgangs­
weise kame der Außerkraftsetzung d 
bildli h . es vor-

c en N1ederösterreichischen Natur-
schutzgesetzes für den Bereich des National­
parks Donau-Auen gleich, wie auch in einem 
Gutachten zur Rechtslage bei der Verwirkli-
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chung von Donaukraftwerken östlich von 
Greifenstein, das von Dr. B. Davy im Auf­
trag des Regierungsbeauftragten Dr. Kaniak 
erstellt wurde, festgestellt wird (1987):" . . . 
Ein "Nationalparkgesetz", das die (teilweise) 
Nutzung eines geschützten Gebietes für Kraft­
werks- oder andere Industriebauten zuläßt, 
wäre vor dem Hintergrund des geltenden nie­
derösterreichischen Landesrechts somit le­
diglich als - legistisch etwas umständliche 
- Teilaufhebung des NÖ NSchG bzw. der 
einschlägigen Unterschutzstellungsverord­
nungen zu betrachten . . . " (Davy S. 169). 

Ein solches Vorgehen würde einen krassen 
Mißbrauch des Instruments „Nationalpark­
gesetz" entsprechen. 

Ein solches „Nationalparkgesetz" wider­
spräche nicht nur den internationalen Richt­
linien für die Ausweisung von National­
parks, es würde auch hinter die in Österreich 
bereits bestehenden Nationalparkgesetze an­
derer Bundesländer zurückfallen. So wird im 
Gesetz über die Errichtung des National­
parks Hohe Tauern im Lande Salzburg auch 
in der Außenzone des Nationalparks die Er-
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richtung von Anlagen der überörtlichen 
Energieversorgung ausdrücklich verboten. 

Die Sohleintiefung 
Die Donau transportiert mit ihrer gewalti­

gen Kraft Sand, Kies und Schotter. Je höher 
die Wasserführung, desto größer ist die 
Korngröße des mitgeschleppten „Geschie­
bes" . Im ungestörten Zustand wechseln 
Strecken mit Eintiefung, Auflandung und 
Gleichgewicht zwischen beiden ab. Der erste 
große Eingriff in diesen natürlichen Geschie­
betransport erfolgte durch die Donauregulie­
rung. Die Einengung des Strombettes und die 
gestreckte Führung der regulierten Donau 
führten zu einer Erhöhung der Abflußmenge 
im Hauptstrom und damit zu größeren Was­
sertiefen. Dadurch verstärkte sich die 
„Schleppkraft". Das Resultat: Der Strom 
transportiert mehr Schotter ab, als von oben 
nachgeliefert wird, und die Donau gräbt sich 
somit tiefer in ihr Bett. Parallel zu dieser 
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den weichen Untergrund reichen, sie haben 
aber nie eine Größe erreicht, die sie zu einer 
besorgniserregenden Gefahr für eine be­
schleunigte Eintiefung der Donau gemacht 
hätten. 

Die langjährige Beobachtung eines Kolkes 
zeigte vielmehr auf, daß er im Laufe der 
Jahrzehnte nicht tiefer wurde, sondern einem 
Wechsel von Auffüllen und Austrag von 
Schotter unterlag. Die Gefahr eines Sohl­
durchschlages ist daher nicht existent. 

Geschiebezugabe 
am Oberrhein 

Bislang galt die Sohlerosion in staufähigen 
Flüssen nicht als gravierendes Problem und 
auch nicht als wissenschaftlicher Untersu­
chungsgegenstand besonderen Interesses: 
Der Aufstau des Flusses beseitigte dieses Pro­
blem ohnehin. Dies änderte sich erst im Zuge 
des deutsch-französischen Rhein-Ausbaus, 
als die BRD aus dem gemeinsamen Ausbau­
programm aussteigen wollte. Dipl.Ing. Fel­
kel entwickelte die Methode der Geschiebe-
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zugabe, bei der mittels Klappschuten dem 
Fluß die Menge an Schotter zugegeben wird, 
die infolge Schleppkraft abgetragen wird. 
Dem Naturversuch gingen dabei mehrjährige 
und umfangreiche Modellversuche voraus. 

An der Donau besteht im wesentlichen eine 
ähnliche ~roblemstellung wie am Oberrhein. 
Will man das Ökosystem Donau-Auen erhal­
ten, so müssen Methoden zur Kompensation 
der Sohlerosion ohne Stauhaltung entwickelt 
werden. 

Die Ökologiekommission der Bundesre-
gierung forderte daher in ihrem Endbericht 
ein diesbezügliches Forschungsprogramm. 
Aufgrund vorhandener Gutachten kam sie 
überdies zu dem Schluß, daß der Sachverhalt 
zwar langfristig zu Maßnahmen zwingt, die 
Situation zur Zeit aber keinesfalls so ernst ist, 
wie gelegentlich behauptet wird: 

Gerade die Auen östlich von Wien sind 
von der Sohleintiefung bisher kaum betrof­
fen.Es steht ein Zeitraum von mindestens 20 
Jahren zur Verfügung, um „sanfte", die Soh­
le stabilisierende Maßnahmen ohne Stauhal-
tung zu entwickeln. 

Die _Nationalparkplanung Donau-Auen 
setzte einen ersten Schritt zur Lösung dieses 
P~oble~s. Sie beauftragte Experten des In­
stlt~ts fur Kulturtechnik und Wasserbau der 
Umversität Karlsruhe, das am Oberrhein un­
terhalb der Staustufe lffezheim praktizierte 
Modell der Geschiebezugabe auf seine Ver­
wendbarkeit an der Donau zu prüfen und ge­
gebenenfalls zu adaptieren. 
. Die Wasserbauexperten kamen dabei nach 

emgehender Analyse der Stromgrunddaten 
zu folgendem Schluß: Während sich im Wie­
n~r Du_rchstich_ die ganze Strecke eintieft, 
gibt es im Bereich Hainburg trotz der insge­
samt vorhandenen Eintiefungstendenz auch 
Auflandungsbereiche. Die bisher eingetrete­
ne Gesamteintiefung wurde dabei durch die 
Bagger~ngen für die Freihaltung der Schiff­
f ~hrtsnnne maßgeblich beeinflußt. So lassen 
sic~ für den Zeitraum 1956 - 1985 im Raum 
Hamburg 66 % der Eintiefung auf Bagge­
rungen zurückführen. 

neue Perspektive 
Unter d~r Federführung von Doz. Bern­

hart_ e~arbe1teten die Wissenschafter der Uni­
versltat Karlsruhe einen neuen Ansatz, der 
auf der. M~tho~e der Geschiebezugabe auf­
ba11;t: Sie sieht im wesentlichen eine Kombi­
natl~n mehrerer Maßnahmen vor: 

Wie Unte~suchungen zeigten, hat die 
Stromsohle m bestimmten Bereichen die 
Tendenz zu~ Selbstabpflasterung. Es wird ei­
ne Dec~sch1ch.t aus größeren Schottersteinen 
ausgebild~t, die erst bei höheren Wasserfüh­
rungen wieder aufgerissen wird. Durch die 
Zuga~e von Geschiebe, das einen erhöhten 
Anteil an „Grobkorn" (Geschiebe größeren 
~urchmes~ers) enthält, soll nun die Bildung 
e1_ner stabilen Deckschicht erreicht werden 
die _erst be~ relativ großen Hochwässern auf~ 
genssen wir~. In diesem Fall müßte dann er­
neut Geschiebe dem Fluß beigegeben wer­
den. 

Gleichzei!ig _könnte eine Reduzierung des 
Abflußanteils im Strombett durch Öffnung 
von Altarmen die Schleppkraft erniedrigen. 
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In besonders gefährdeten Strombereichen 
können lokale, wasserbauliche Maßnahmen 
(z.B. Verfüllung von Kolken mit größerem 
Geschiebe, Stabilisierung von Furten) ange­
wandt werden. 

Die im Zuge der Planungen für eine Stau­
stufe Wien im Auftrag der MA 45 erstellten 
Gutachten der Ziviltechniker Zottl und Er ber 
kommen zu ähnlichen Ergebnissen. Sie stell­
ten ebenfalls die Möglichkeit der Bildung ei­
ner natürlichen Deckschicht fest und bestäti­
gen, daß im Prinzip die Methode der Ge­
schiebezugabe mit Grobkorn eine realistische 
Möglichkeit zur Verhinderung der Sohlero­
sion ist. 

Erste ellversuche 
Mit der Erarbeitung eines erfolgsverspre­

chenden Lösungsansatzes wurde ein erstes, 
wichtiges Ziel erreicht. In einer nächsten 
Phase müssen in Form eines Naturversuches 
bzw. durch zwei- und dreidimensionale Mo­
dellversuche neue Kenntnisse über Probleme, 
Realiasierbarkeit etc. gesammelt werden. Die 
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für Finanzierung bzw. Durchführung dieser 
V ersuche zuständigen Bundesstellen zeigten 
bislang allerdings kein Interesse, dieses be­
reits von der Ökologiekommission geforder­
te Forschungsprogramm zu verwirklichen. 

Anders Bürgermeister Dr. Helmut Zilk 
und Stadtrat Dr. Michael Häupl: Im Zuge 
der Vorplanungen für eine Staustufe Wien 
wurden das Ziviltechnikerbüro Zottl und Er­
ber und Univ.Prof. Ogris (TU Wien) beauf­
tragt, die generelle Machbarkeit der Metho­
de, die Stabilität der Deckschicht bei ver­
schiedenen Durchflüssen, die durch hydrau­
lische Sonderfälle möglicherweise auftreten­
den Probleme und die Auswirkungen des 
Schraubstrahls von Schiffen auf die Deck­
schicht mit Modellversuchen zu untersuchen. 

Sämtliche bislang erzielten Ergebnisse be­
kräftigen, daß diese Methode mit relativ ge­
ringem Aufwand durchführbar ist. 

Herr Doz. Bernhart soll dabei als Konsu­
lent und Vertrauensmann der Nationalpark­
planung die Versuchsanordnung und -durch­
führung wissenschaftlich begleiten. 

Seit den Sitzungen der Ökologiekommis­
sion wurde immer deutlicher, daß die Sohl­
e~osion keinen Sachzwang für die Errichtung 
emer Staustufe darstellt. Es handelt sich hier­
bei vielmehr um einen von der Wissenschaft 
bislang vernachlässigten Forschungsbereich. 

Wenige Monate der wissenschaftlichen Ar­
beit haben bereits einen plausiblen, realisti­
schen Ansatz zur Lösung des Problems ge­
bracht. Durch die ersten Modellversuche 
konnten bereits die wesentlichen Fragen be­
antwortet werden. Durch weitere Forschung 
können verfeinerte, billigere Möglichkeiten 
entwickelt werden. Ausschlaggebend dürfte 
aber auch hier der politische Wille sein. Wäh­
rend Milliarden Schilling in unrentable und 
unsinnige Großprojekte gesteckt werden und 
die E-Wirtschaft in sichtlichem Kapitalüber­
schuß pro Jahr viele Millionen in die Wer­
bung steckt, fühlt sich niemand zuständig, ei­
nige Millionen in die Erhaltung des neben 
dem Seewinkel bedeutendsten ostösterreichi­
schen Ökosystems zu investieren. 

Nur öffentlicher Druck kann hier Abhilfe 
schaffen. 

1111 
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Seit der Auseinandersetzung um das Kraft­
werk Hainburg hat sich auch bei der 
DoKW = Donaukraft einiges geändert. Di­
rektor Kobilka ging in Pension, sein Nach­
folger als kaufmännischer Direktor wurde 
Dipl.Ing. Hansjörg Tengg, der sich bei den 
Grazer Stadtwerken und als Berater von 
Energieminister Steger einen Ruf als fort­
schrittlicher Praktiker erworben hat. 

Zu den wesentlichen Neuerungen in seiner 
bisherigen Funktionszeit zählen dabei: 

W erbetechnisch gesehen hat sich die 
DoKW = Donaukraft eine neue „corporate 
identity" zugelegt. Darunter versteht man 
daß ein neuer Gesamteindruck, ein neue~ 
Image, angepeilt wird. Sämtliche Werbemit­
tel, zu denen auch das Auftreten von Mitar­
beitern in der Öffentlichkeit zählt müssen 
auf dieses Image zugeschnitten werden. 

In einer Information an den Donaukraft­
Vorstand wird dies folgendermaßen be­
schrieben: 
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..l.'-'4. ................. ..., ...... unserer Öffentlichkeitsarbeit 
wir uns als ein Unternehmen mit fol­

genden Eigenschaften präsentieren: 
DONAUKOMPETENZ: Wir uns 

für den Donauraum seine Gestaltung 
mitverantwortlich. 

WIRTSCHAFTLICHE UND TECHNI­
SCHE KOMPETENZ: Mit international an­
erkanntem Know-how planen und bauen wir 
Kraftwerke über Auftrag. Wir produzieren 
die sauberste Energieform und tragen zu kos­
tengünstigen Gesamtstromtarifen so~~e zu 
einer Verringerung der Abhängigkeit Oster­
reichs von teuren oder krisenanfälligen Ener­
gie-Importen bei. 

UMWELTKOMPETENZ: Wir berück-
sichtigen bei der Erfüllung unserer Aufgaben 
die Interessen der Menschen, die die Donau 
als Freizeit- und Erholungsgebiet nutzen wol­
len, der Ökologie, des Hochwasserschutzes 
und der Schiffahrt. 

Dieses Selbstverständnis wollen wir auch 
in einem neuen Kurznamen zum Ausdruck 
bringen, den wir in Zukunft anstatt der be­
kannten Chiffre ,DoKW' verwenden wer-
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den: ,D O NA U - K A F . Tun Sie's 
auch!" 

Als eine der ersten Maßnahmen wurde das 
belastete Kürzel DoKW (das ja das Wort Do­
naukraftwerk beinhaltet) gegen die dynami­
sche Formulierung „Donaukraft" ausge-
tauscht. 

Hinter diesem Namen verbirgt sich unge-
wollt eine ökologische Erkenntnis. Das 
Ökosystem dieser Stromlandschaft kann nur 
über die Kraft der frei fließenden und offen 
mit der Au kommunizierenden Donau exi­
stieren. Die strömenden, ungestauten, frei 
überflutenden Wassermassen der Donau sind 
die wahre Donaukraft. Wird die Donau ge­
staut und ihre natürliche Kraft in elektri­
schen Strom umgewandelt, dann entzieht die 

Donaukraft" - DoKW wie ein Vampir dem 
~atür liehen System die Lebensenergie. Die 
Donau-Auen aber werden zu einem schlap­
pen, bleichen Abbild ihrer selbst. Die Donau-

kraft entzieht also der Donau ihre Kraft. Wo 
da die Umweltkompetenz bleibt, könnte 
wohl am ehesten die Werbeagentur verraten. 

Unmittelbar nach Ende des Wettbewerbs 
rund um die Staustufe Wien startete die Do­
naukraft ganz im Sinne ihrer neuen „corpo­
rate identity" eine großangelegte Werbekam­
pagne in Fernsehen und Zeitungen. Das Ziel 
ist dabei ganz eindeutig, die für die Realisie­
rung der noch baubaren Donaukraftwerke 
(Wachau, Wien, östlich von Wien) notwen­
dige Akzeptanz in der Bevölkerung zu errei­
chen. Viele der dabei getroffenen Aussagen 
befinden sich im Bereich der Halbwahrheit, 
manche sind einfach falsch. 

Die Donaukraft unter der Leitung von 
Dir. Tengg argumentiert, agiert und präsen­
tiert sich sicherlich wesentlich gescheiter und 
professioneller als dies die DoKW je tat. Die 
Ziele aber bleiben dieselben: Die Donau in ei­
ne Kette von Staustufen zu verwandeln. Aus 
der Sicht der Stromlandschaft hat sich also 
nichts geändert (siehe Tafel 12, Seite 62). 

Die Donaukraft ist als Sondergesellschaft 
(wie die Tauernkraftwerke, Draukraftwerke, 
etc.) dem Aktienrecht unterworfen: Das be­
deutet, daß sie zwar einerseits dem Staat ge­
hört und gemeinwirtschaftliche Ziele verfol­
gen soll, zum anderen aber ist sie zu 100 % 
dem Aktionär verantwortlich und gezwun­
gen, streng betriebswirtschaftlich zu denken 
und zu handeln. 

Die Sondergesellschaften der E-Wirtschaft 
sind, wie auch der Rechnungshof immer wie­
der kritisiert, Kraftwerkserrichtungsgesell­
schaften. Man könnte sie fast als Baufirmen 
bezeichnen. Die einzige Aufgabe der Donau­
kraft in Österreich ist es, Kraftwerke an der 
Donau zu errichten. Aus diesem Umstand er­
gibt sich ein mächtiger Sachzwang für die Er­
richtung neuer Donaukraftwerke, aus dem 
nur wenige Wege führen: Die Bundesregie­
rung müßte die Donaukraft anweisen, sämt­
liche Bauplanungen und Werbeaktivitäten 
für die Wachau und das Gebiet des National-

91 



parks Donau-Auen einzustellen. Gleichzeitig 
müßte die Donaukraft (wie auch die anderen 
Sondergesellschaften) als solche aufgelöst 
und als reine Betreiber- und Verwaltergesell­
schaft dem Verbund noch stärker unter­
geordnet werden. 

von 
H'"'UIG11T7erstörung 
Seit der Auseinandersetzung um Hainburg 

bemüht sich die Donaukraft auch, ihr Know­
how zu exportieren. In Ungarn baut sie als 
Generalunternehmer das Donaukraftwerk 
Nagymaros, weitere Vorhaben - z.T. in 
Übersee - werden verfolgt. 

1111 n r 1 
Die bestehenden 9 Donaukraftwerke lie­

fern derzeit im Regeljahr etwa 12000 GWh 
ins Netz. Das entspricht einem Viertel des 
jährlichen österreichischen Strombedarfs. 

Elektrizitätswirtschaftlich nicht genutzt 
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sind lediglich die Wachau (800 GWh, 
150 MW) und die Donaustrecke unterhalb 
Greifensteins bis zur Staatsgrenze, deren 
energiewirtschaftliches Potential rund 
3200 GWh beträgt. Die Erhaltung der Fließ­
strecke zwischen Wien und der March käme 
dem Verzicht von etwa 1350 GWh pro Jahr 
gleich. 1350 GWh Strom pro Jahr für einen 
Nationalpark internationaler Bedeutung. 

Strom aus Wasserkraft 

Der weitere Ausbau der Wasserkraft ist 
das zentrale Anliegen staatlicher Energieakti­
vitäten, der E-Wirtschaft und der großen 
Bau- und Elektrofirmen. Doch die Argumen­
te, die noch vor 15 Jahren für den Ausbau 
der Wasser kraft sprachen, sind längst nicht 
mehr gültig. Geblieben ist der künstlich auf­
rechterhaltene Mythos, eine Legende, die 
zwischen uns und einer neuen ökosozialen 
Energiepolitik steht. 

Die Legende 

Seit Jahren trommeln Vertreter von Wirt­
schaft und Politik die „ Vorzüge" des weite­
ren Ausbaues der Wasserkraft: 

* Wasserkraft sei billig bis kostenlos. Billi­
ge Wasserkraft diene der Entlastung des 
Budgets, des einzelnen Verbrauchers und 
der Industrie. 

* Zudem wäre Wasserkraft die größte ein­
heimische Energiequelle. 

* Durch den verstärkten Einsatz von Was­
serkraft könnten Öl und Kohle wirksam 
ersetzt und so die Auslandsabhängigkeit 
verringert werden. 

* Wasserkraft sei sauber und umwelt­
freundlich. Der verstärkte Einsatz von 
Strom zum Heizen wäre ein sinnvoller 
Beitrag zur V er hinderung des W aldster­
bens. 

* Der weitere Ausbau der Wasserkraft wäre 
aus beschäftigungspolitischen Gründen 
notwendig. 

Diese Argumente dringen ständig von al­
len Seiten auf die Österreicher /innen ein. Sie 
klingen überzeugend und sind daher wirk­
sam. Wirksam sind sie vor allem, weil reale 
Probleme wie Waldsterben und Arbeitslosig­
keit angeschnitten werden, und den Men­
schen vorgegaukelt wird, daß mit dem Aus­
bau der Wasserkraft wichtige energiepoliti­
sche Ziele erreicht werden. 

Doch dies stimmt nicht: Der weitere Aus­
bau der Wasserkraft kann die anstehenden 
Probleme nicht lösen, sondern bindet im Ge­
genteil die Geldmittel, die für wirksame 
Maßnahmen benötigt werden. 

Das Ende der Leg e 
Die Rolle des elektrischen Stromes für die 
österreichische Gesamtenergieversorgung 
wird überbewertet. 

Elektrischer Strom deckt lediglich 18 % 
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des österreichischen Gesamtenergieverbrau­
ches, zwei Drittel davon stammen aus der 
Wasser kraft. 

Im europäischen V er gleich liegt Österreich 
damit über dem Durchschnitt. Von diesen 
18 OJo ist nur etwas mehr als die Hälfte als 
stromspezifischer Verbrauch (Licht, elektri­
sche Antriebe, EDV etc.) anzusehen. 

Geschätzte 8 OJo werden zur Wärmeerzeu­
gung verwendet. Dies kommt einer qualita!i­
ven Verschwendung gleich, denn Strom 1st 
ein zu wertvoller Energieträger. Die Bundes­
regierung spricht sich in ihrem Energiekon-

eindeutig gegen die Verwendung von 
Strom zu Heizungszwecken aus. Dennoch 
dringt der elektrische Strom mehr und mehr 

den Wärmemarkt ein. Dies wird ermög­
licht ein Tarifsystem, das für das Hei­
zen mit Strom nur einen Teil der Kosten ver­
rechnet die dieses verursacht. Den Rest be­
.c...u.u, ............. 'die anderen Stromkunden. Die E­
Wirtschaft fördert die E-Heizung auch gerne 
durch besondere Vergünstigungen (keine An­
schlußgebühr, Sondertarife). Diese Maßnah­
men führen zu einem Wettbewerbsvorteil der 

E-Heizung gegenüber anderen Heizsyste­
men. Neben der Verwendung von Strom zum 
Heizen wird Elektrizität auch zusehends im 
Sommer zum Betrieb von Klimaanlagen ein-
gesetzt. 

Flußkraftwerke produzieren kontinuier­
lich Strom, der als Bandstrom bezeichnet 
und im sogenannten Grundlastbereich einge­
setzt wird. Jahresproduktion und -leistung 
sind von der Wasserführung der Flüsse ab­
hängig, die großen Schwankungen unterwor-
fen ist. 

Laufkraftwerke liefern viel Strom im Som-
mer, wenn die Flüsse viel Wasser führen. Im 
Winter aber kann die Produktion unter 25 OJo 
der durchschnittlichen Engpaßleistung sin­
ken. Dies bedeutet: Von ca. 4500 MW bisher 
installierter Kraftwerksleistung, deren Aus­
bau weit über hundert Milliarden Schilling 
Investitionen verursacht haben muß, können 
nur ca. 1000 MW Leistung als über das Jahr 

gesichert gelten. 1000 MW entsprächen der 
1,5-fachen Leistung von Dürnrohr zu ca. 20 
Milliarden Schilling Investitionskosten. 

Um die Versorgung zu sichern, muß daher 
für jedes Laufwasserkraftwerk ein kalori­
sches Kraftwerk bereitstehen, das die durch 
wechselnde Wasserführungen der Flüsse ver­
ursachten Schwankungen in der Strompro­
duktion ausgleichen kann: Einmal Strom 
- zweimal Kraftwerk. 

Diese Einheit von kalorischem Kraftwerk 
und Flußkraftwerk wird als thermohydrauli­
scher Verbund bezeichnet. Bei den Angaben 
der E - Wirtschaft über die Gestehungsko­
sten einer erzeugten KWh wird aber sachlich 
unrichtig zwischen teurer kalorischer Energie 
und billiger Wasserkraft unterschieden. 
Richtiger wäre es vielmehr, die durch den 
thermohydraulischen Verbund entstehenden 
Kosten anzugeben. 

Die Produktion von Strom aus Speicher­
kraftwerken ist extrem teuer. Speicherstrom 

dient daher der Regel nur zur Abdeckung 
kurzfr!~tig hohen Bedarfs (Verbrauchsspit­
zen). Osterreich hat für seinen eigenen 
darf wahrscheinlich für Zeiten genügend 
Speicherkraftwerke. 

Ein großer Teil österreichischen Spei-
cherkraftwerke wurde ausländischem 
Kapital für ausländischen Bedarf an Spitzen­
strom gebaut. Die Entwicklung der letzten 
Jahre zeigt aber, daß selbst dieses Exportgut 
im Ausland immer weniger gefragt ist. So 
stiegen z.B. die deutschen Financiers des er­
sten großen Speicherprojektes Österreichs 
kürzlich aus dem alten, günstigen Lieferver­
trag aus. 

Bisher wurden die finanziell günstigen 
Standorte ausgebaut. So ist die Donau be­
reits zu fast 80 OJo ausgebaut, übrig bleiben 
noch die Wachau und die Donaustrecke öst­
lich von Greifenstein. 
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Donaustrom ist u.a. auch deshalb so „bil­
lig", weil der Bund pro Kraftwerk mehrere 
Milliarden Schilling für die Schleusen und die 
Stauraumgestaltung zuschießt. Diese Kosten 
werden letzten Endes vom Steuerzahler, also 
vom Stromkunden, bezahlt, sie scheinen 
aber bei der Kalkulation der Stromgeste­
hungskosten nicht auf. 

Das Kraftwerk Hainburg hätte Strom zu 
relativ günstigen Konditionen produziert. 
Der Strom aus den Kraftwerken Wildungs­
mauer und Wolfsthal II würde wesentlich 
teurer sein: Die spezifischen Ausbaukosten 
liegen bei 11,56 Schilling/KWh. Sie gehörten 
somit zu den teuersten Flußkraftwerken 
Österreichs. 

Der größte Teil der im Ausbauprogramm 
der E-Wirtschaft für die nächsten 10 Jahre 
vorgesehenen Kraftwerksbauten dürfte 
schon aus rein ökonomischen Gründen nicht 
verwirklicht werden. Investitionen in Kraft­
werke, die selbst bei Annahme günstigster 
Bedingungen (z.B. die Beibehaltung des der­
zeitigen Durchschnitts-Strompreises, in dem 
der unterschiedliche Sommer- und Winter-
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strom nicht berücksichtigt wird) nach 20 bis 
40 Jahren aus den roten Zahlen kommen, 
stellen eine Verschleuderung des Vermögens 
der Stromkonsumenten dar. Es gibt eine 
Vielzahl von besseren Investitionsmöglich­
keiten auf dem Gebiet der Effizienzverbesse­
rung, die mangels Geld derzeit brachliegen. 

Der weitere Ausbau 
der asserkra.ft iis't nicht 
umweltverträglich 

Entgegen den Behauptungen der E-Wirt­
schaft, kommt der Strom für die als „um­
weltfreundlich" angepriesene Elektroheizung 
nicht aus der Wasserkraft, sondern aus kalo­
rischen Kraftwerken. Und dies mit durch­
schnittlich 33 OJo Gesamtwirkungsgrad (inkl. 
Leitungsverlusten) - der Rest heizt als Ab­
wärme die Umwelt auf. Wegen des winterli­
chen Erzeugungstiefs reicht die Wasserkraft 
während der Heizperiode nicht einmal zur 
Abdeckung des stromspezifischen Ver­
brauchs aus. Trotz einiger neuer Kraftwerke 
mit Rauchgasreinigung ist die Elektrohei-

zung energieverschwendend und umweltver­
s~hmutzend. Eine 1987 veröffentlichte Stu­
die d~s Umweltfonds belegt überdies, daß die 
E-Heizung derzeit noch mehr Emissionen 
verursacht, als eine neue Öl-Einzelfeuerung. 
Denn~ch behaupt~t die E-Wirtschaft gerne, 
daß die Elektroheizung weniger Emissionen 
verursache. Sie geht dabei aber von irrefüh­
r~nden A~nahmen aus: Zum einen rechnet 
si~ nur mit rauchgasentsorgten Kraftwerken 
wie J?~rnro~r. Dies entspricht aber nicht der 
Reahtat, well gerade für die von der E-Hei­
zung v~rursa~hten Verbrauchsspitzen die 
schmutzigen, m Reserve gehaltenen Kraft­
werke herangezogen werden müssen. Zum 
anderen unterschätzt sie gerne den derzeiti­
g~n durchschnittlichen Wirkungsgrad bei 
Em~el- ~nd Meh_rfamilienfeuerungen und ig­
noriert Je_de weitere. Effizienzverbesserung. 
Jedes !f eizsystem wud aber einmal ersetzt 
un? die neu gekauften Heizungen weisen 
weitaus bessere Wirkungsgrade auf. 

-··'lllll···ertung der Landschaft 

6~ % ~~s aus~auwürdigen Wasserkraftpo­
te~tials Osterreichs sind ausgebaut. Öster­
reic~s bedeutendster Strom, die Donau, ist 
b:reits zu. 80 % ,,kanalisiert" und energie­
wutscha~~ic~ genutzt. Viele Landschaften 
wurden f1:1r immer entstellt, die meisten Flüs­
se haben ihren Charakter verloren. 
. Das Au_sbauprogramm der E-Wirtschaft 

sieht vor' m den nächsten 10 Jahren weitere 
46 Wasserkraftwe~~e zu errichten. Dies wür­
?e b~?euten, daß Osterreichs größere Flüsse 
m spatest7ns 15 Jahren in Stauketten umge­
wandelt smd. 

1!.nd selbst die geschöntesten Werbebro­
~chure~ der E-Wirtschaft können nicht dar­
uber hmw~gtäuschen, daß Kraftwerksbauten 
und Begleitdämme ein Fließgewässer in einen 
Stau verwandeln und daß der Lebensraum 
Fluß samt begleitender Flußlandschaft wei­
testgehend verloren geht. Denn schließlich 
kommt „Fluß" von „fließen". 
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Durch Investitionen im Kraftwer~sbau 
können weit weniger Arbeitsplä!ze gesichert 
werden, als durch W ohnungssamerui:gs- und 
Wärmedämmprogramme (Ad~ptier~ng). 
Während im Kraftwerksbau pro mvestierter 
Milliarde Schilling 1043 Arbeitsp_lätze ~e­
schaffen bzw. gesichert werden, smd es im 
Adaptierungsbereich 1~45 (Wi_fo, l9SS). . 

Die großen Tiefbaufirme? ziehe~ dan~ ~h­
res politischen Einflusses die Großmv~st1t10-
nen auf Kosten des kleinen und mittle~en 
Baugewerbes an sich. Die lä~gst notwen.di~e 
Umstrukturierung der Bauwirtschaft, die m 
anderen westlichen Staaten schon vo~ Jahren 
stattgefunden hat (z~m Un!ersc~ied vo~ 
Österreich sind diese Firme~ em Teil.der Pri­
vatwirtschaft), kann noch immer hmausge­
zögert werden. Dies gelingt dadurch, daß er­
folgreich die Illusion genährt werden kann, 
es könne mit Großprojekten des Wasserbaus 
immer so weitergehen, wie in den vergange-
nen Jahrzehnten. 
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1. Die E-Wirtschaft verhält sich nicht ~n~ers 
als eine privatwirtschaftlich orgams.ierte 
Firma die am steigenden Absatz ihrer 
Ware~ interessiert ist. Mit dem einen Un­
terschied: Durch ihre Monopolstellung 
kann sie jede Fehlinvestition auf den Kon­
sumenten abwälzen, denn der Konsume1:t 
kann sich gegen die Höhe des Stromprei-
ses nicht wehren. 

2. Der Stromverbrauchszuwachs b wirdh 
künstlich gemacht. Der Strom ver raue 
im Haushalt wäre durch die vermeh~te 
Verwendung effizienter Haushaltsgera~e 
bereits jetzt rückläufig, würde die 
E - Wirtschaft nicht aggressiv versuchen, 
Strom im Wärmemarkt, also für Zwecke 
der Raumheizung und der Warmwasser­
bereitung, abzusetzen. 

3. Die Stromverbrauchszuwachsraten in der 
Industrie sind gering. Ohne Förderung 

des industriellen Großverbrauchs durch 
besonders günstige Tarife (Quersubven­
tionen) wären möglicherweise Stromver­
brauchsrückgänge zu verzeichnen. Beiei­
nem stärkeren Anteil an Eigenversorgung 
in der Industrie könnte die Industrie mit 
Fernwärme zur Energieversorgung der 
Haushalte beitragen, also zum Energie­
spender werden. Bessere Abnahmebedin­
gungen von „Industriestrom" durch die 
E-Wirtschaft würde bei vielen Industrie­
und Gewerbebetrieben den Bau von 
Kraft-Wärme-Kopplungen begünstigen. 
Anfallender „Überschußstrom" kann ver­
marktet werden und so die Bilanz des Be­
triebes aufbessern. 

4. Der forcierte Ausbau der Wasserkraft 
schafft eine sehr ungünstige Versorgungs­
struktur, die zum Bau weiterer kalori­
scher Kraftwerke zwingt. Durch immer 
stärkere Erzeugungs- und Verbrauchs­
schwankungen Sommer/Winter war man 
gezwungen, große kalorische Reserveka­
pazitäten bereitzustellen, die nur an weni-

gen Tagen im Jahr voll ausgelastet und 
daher sehr teuer sind. Die großen Investi­
tionen in die Reservekapazitäten sind eine 
Hauptursache für den ständig steigenden 
und für westliche Länder hohen Strom­
preis im Haushalt. 

5. Ein Filz personeller Verflechtungen in den 
Bereichen Großbanken, Bauwirtschaft, 
Politik und E-Wirtschaft ermöglichen das 
Weiterbestehen der jetzigen Strukturen. 
Zu viele einflußreiche Wirtschaftszweige 
verdienen jetzt auf Kosten der Zukunft 
Österreichs und behindern bzw. verun­
möglichen die Entwicklung einer neuen 
Elektrizitätspolitik. 
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Die beste Alternative: 
Effizientere Nutzung 

Rund 50 OJo der eingesetzten Primärenergie 
bleiben derzeit ungenützt. Ein großer Teil der 
verschwendeten Energie könnte durch Wär­
medämmung, die Verwendung effizienterer 
Geräte und die Anwendung der Kraft-Wär­
me-Kopplung eingespart werden. 

Große Einsparpotentiale existieren auch 
beim elektrischen Strom: Eine für die Hessi­
sche Landesregierung (BRD) vor kurzem er­
stellte Studie weist nach, daß mehr als 50 OJo 
des derzeit im Haushalt eingesetzten elektri­
schen Stroms durch die Verwendung effi­
zienterer Technologie eingespart werden 
kann. 

Werden die derzeit installierten Nacht­
stromspeicher durch andere Heizsysteme er­
setzt, steigt das Einsparpotential auf 60 OJo. 

Österreichs Haushalte verbrauchen jähr­
lich 10.000 GWh. Einer Einsparung von le­
diglich 40 OJo (4000 GWh) des Jahresverbrau­
ches entspricht etwa der 2-fachen J ahrespro­
duktion eines Kraftwerks bei Hainburg. 
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Nicht anders sieht es in der Industrie aus: 
Nach Untersuchungen der Energieverwer­

tungsagentur könnten allein durch die Zwi­
schenschaltung von Turbinen 500 MW aus 
der Industrie ausgekoppelt werden. Die In­
dustrie könnte bei effizienterer Energienut­
zung zum Energieproduzenten werden. 

Laut einer im Rahmen des „Nationalen 
Forschungsprogrammes Energie" in der 
Schweiz erstellten Studie über die Verminde­
rung des Energieverbrauchs in Gebäuden be­
sitzt die Schweiz ein Stromsparpotential von 
11.000 GWh/Jahr, von denen 60 OJo im Win­
terhalbjahr anfallen. Dies entspricht 26 OJo 
des gesamten Schweizer Strombedarfs. Die 
Studie berücksichtigt dabei nur Technolo­
gien, die bereits heute wirtschaftlich rentabel 
sind. Das Sparpotential wurde außerdem ge­
trennt von der Möglichkeit ermittelt, Elektri­
zität in nicht stromspezifischen Bereichen 
durch andere Energieträger zu ersetzen. Die 
Autoren treffen auch folgende bemerkens­
werte Aussage: ,,Die oft geäußerte Vermu­
tung, daß Energiesparen zu einem Mehrver­
brauch an Elektrizität führen werde, konnte 

klar widerlegt werden: nur unbedachte Ener­
giesparer haben zusätzliche Elektrizität ein­
gesetzt, respektive falsche Substitutionsan­
strengungen unternommen." 

Fazit 

Der Ausbau der Wasserkraft überschritt 
schon vor einigen Jahren die Grenzen der so­
zialen Verträglichkeit. Es liegt nun an den 
Entscheidungsträgern in Wirtschaft und Po­
litik, den geänderten Wertvorstellungen in 
der Bevölkerung Österreichs Rechnung zu 
tragen. 

Die Erstellung eines verbraucherseitigen, 
integrierten Energiekonzeptes, das die 
Strom- und Energieverschwendung reduziert 
und dabei den Erhalt unverbauter Fluß­
strecken auf Dauer sicherstellt, ist dringend 
vonnöten, aber der Baudruck, der derzeit an 
allen österreichischen Flüssen herrscht, ver­
hindert jede umfassende Planung. 

Verantwortung und Zwang zum Handeln 
liegen hier eindeutig bei der Österreichischen 
Bundesregierung. Sie müßte eine Energie-

Kommission einberufen, der auch die kriti­
schen Energieexperten und Denker dieses 
Landes angehören und die ohne Zeitdruck 
zum ersten Mal Grundlagen für eine umfas­
sende Energiepolitik entwickeln könnten. Bis 
zur Vorlage der Ergebnisse der Kommission 
müßte ein Moratorium für jeden weiteren 
Kraftwerksbau in Kraft treten. 
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Frage: 
Wasserkraft ist doch unbestreitbar die sau-

berste Energieform; sie belastet die Umwelt 
am wenigsten. Elektro-Heizungen arbeiten 
rückstandlos. Oder wollen Sie vielleicht kalo­
rische Kraftwerke, die mit ihren unvermeidli­
chen Emissionen die Luft verpesten und das 
Waldsterben fördern? An die Nuklearenergie 
als Alternative wollen wir beide doch nicht 
denken! 

Antwort: 
Jedes Laufkraftwerk - also auch ein Do-

naustau - liefert den größten Teil seiner 
Jahresenergie im Sommerhalbjahr, in wel­
chem Österreichs Strombedarf schon jetzt 
weitestgehend aus Wasserkraft gedeckt wird, 
ja darüberhinaus sogar exportiert werden 
kann. In den entscheidenden Wintermonaten 
hingegen, in denen der größte Stromver­
brauch, Gesamtenergiebedarf und die 
höchste Emissionsbelastung herrschen, kann 
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die Wasserkraft wegen der winterlich gerin­
gen Wasserführung nur rund ein Drittel des 
Stromverbrauchs (an den kältesten Tagen ein 
Fünftel) liefern; den Hauptteil decken in die­
ser Zeit in jedem Fall kalorische Kraftwerke. 
Jede Stromverbrauchssteigerung und beson­
ders jede neue Elektroheizung (die ja zusätz­
lichen Winterbedarf schafft) steigert die Not­
wendigkeit kalorischer Kraftwerke. Setzt 
man dagegen kleine, nur lokal wirksame ka­
lorische Kraftwerke - sogenannte Block­
kraftwerke - ein, so kann man deren wich­
tigstes Begleitprodukt, nämlich die stets an­
fallende Abwärme, direkt nutzen und erhält 
so eine höhere Energieausbeute. 

Frage: 
Alles schön und gut - aber man kann 

doch nicht leugnen, daß ein Wasserkraft­
werk sauber arbeitet, völlig ohne die Umwelt 
zu verschmutzen oder zu schädigen. 

Antwort: 
Darüber läßt sich ebenfalls streiten. Denn 

kein Wasserkraftwerk kommt ohne Stauräu­
me aus, sei es nun ein Speicher- oder ein 
Laufkraftwerk. Und der technische Staube­
deutet auf alle Fälle eine Störung des Land­
schaftsbildes. Nebenbei zerstört er aber auch 
die Grundwasserqualität. Flußauen sind heu­
te die wichtigsten Trinkwasserspeicher des 
Tieflandes, liefern nebenbei gesagt 
- auch das hochwertigste Trinkwasser, von 
einem Reinheitsgrad, der auch durch auf­
wendige technische Aufbereitungen nicht er­
reicht werden kann. Nach Amputation vom 
Fluß durch Kraftwerksdämme sinkt der 
Sauerstoffgehalt und verschlechtert sich der 
Chemismus des Grundwassers. Die sekundä­
ren Vegetationstypen, die erst nach einigen 
Jahren auf den zerstörten Flächen rund ums 
Kraftwerk wachsen, haben diese Fähigkeit 
nicht (was mit dem Fehlen eines fein differen­
zierten Biotop-Mosaiks zusammenhängt). 
Sowohl in Altenwörth als auch in anderen 
Kraftwerksauen haben vergebliche Trink­
wasserbohrungen dieses Problem gezeigt. 

Frage: 
Es ist doch klar, daß wir von Jahr zu Jahr 

mehr Energie brauchen. Und da ist es doch 
unzweifelhaft besser, eigene Energiequellen 
zu nutzen, statt in steigendem Maß von Im­
porten abhängig zu sein, noch dazu von unsi­
cheren Importen aus dem Ostblock! 

Antwort: 
Erstens ist es keineswegs sicher, daß der 

Energieverbrauch steigen wird, und auch 
dann wäre es auch noch nicht nötig, auch 
mehr Energie zu erzeugen! Denn das wichtig­
ste „Energiekraftwerk", das Einsparen von 
Energie, wird zur Zeit erst recht zaghaft be­
trieben (und je mehr neue Energie produziert 
wird, desto weniger ist man motiviert, energi­
sche Energiesparmaßnahmen anzugehen.) 

Zweitens ist Österreich zu 70 OJo von Ener­
gieimporten abhängig. Strom macht aber nur 
ein Fünftel ( also 20 OJo) des österreichischen 
Gesamtenergiehaushaltes aus. Selbst das 
größte aller Donaukraftwerke, das Projekt 
Hainburg, hätte im Sommer nur 1 OJo des 
österreichischen Gesamtenergieverbrauchs 
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abgedeckt, im Winter noch viel weniger. 
Auch hier wieder könnte man Energie ein­

sparen, indem man den Nutzungsgrad kalo­
rischer Kraftwerke erhöht (und zugleich de­
ren Umweltverträglichkeit!) Eine kleine 
Rechnung: Große kalorische Kraftwerke ge­
winnen maximal 40 OJo aus 100 OJo der f ossi­
len Brennstoffenergie. Das Kraftwerk Dürn­
rohr z.B. schickt mit seinem Kühlwasser 
mehr Energie in die Donau (nämlich mehr als 
die Heizwärme für 150.000 Haushalte) als ei­
ne Staustufe jährlich liefern könnte. Block­
heizungen dagegen - die, wie erwähnt, 
Strom und direkte Heizwärme liefern - nut­
zen an die 90 OJo von 100 OJo Fossilenergie. 

Frage: 
Der Bau von Wasserkraftwerken ist doch 

ein bedeutender Impuls für die heimische 
Bau- und Zulieferindustrie und schafft Ar­
beitsplätze. 

Antwort: 
Das sind ja nur vorübergehende Beschäfti-

gungsimpulse. Hingegen würden österreich-
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weite Investitionsprogramme zur gezielten 
Eindämmung der Energieverschwendung 
mehr Energie einsparen und eine ungleich 
weitgestreutere Dauerbeschäftigung in meh­
reren Dutzend Industrie- und Gewerbezwei­
gen sichern als der heutige Großkraftwerks­
bau. Der alte Vergleich hat schon etwas für 
sich: ,,Wenn die Badewanne rinnt, ist es bes­
ser, den Stöpsel abzudichten, statt den Was­
serhahn weiter aufzudrehen". 

Frage: 
Was aber hat es damit auf sich: Angeblich 

ist die Au sowieso zum Austrocknen ver­
dammt. Denn die Donau - zugegeben, es ist 
ihre Verbauung daran schuld, aber das ist ja 
nun 100 Jahre her, Schnee von gestern -
tieft sich unaufhaltsam ein, damit sinkt auch 
der Grundwasserspiegel und die Auen wer­
den zur Steppe. Ein Stauwerk dagegen würde 
durch einen sogenannten „Gießgang" dafür 
sorgen, daß die Au stets ein Quantum Wasser 
bekommt und dadurch als Feuchtbiotop er­
halten bleibt. Ein Kraftwerk würde die Auen 
retten, nicht ihnen schaden! 

Antwort: 
Erstens ist die Sohleintiefung der Donau 

lange nicht so dramatisch wie behauptet wird 
(ein Teil der hohen Werte geht darauf zu­
rück, daß man nachweislich an künstlich aus­
gebaggerten Stellen gemessen hat; ob aus Un­
kenntnis oder Bauernschläue ist schwer zu 
sagen). Zweitens gibt es bereits relativ billige 
Methoden, die Sohle mit natürlichen Mitteln 
zu stabilisieren. Gießgänge sind nur ökono­
misch, wenn sie möglichst wenig Wasser aus 
dem Stauraum abzweigen. Mit ihnen gelingt 
es tatsächlich, einen Grundwasserspiegel her­
zustellen, der z.B. einen Tieflandlaubwald 
erhalten kann. Das ist aber auch alles. Nie­
mals können sie die vielfältigen Wechselwir­
kungen zwischen Fluß und Au nachahmen, 
wie die jährlichen Grundwasserschwankun­
gen um mehrere Meter, dazu die flächig rei­
ßenden Überschwemmungen, die stoßweise 
die Armsysteme durchströmen und durchrei­
ßen und immer wieder neue Pionierstandorte 
schaffen, dadurch immer neue Besiedlungs­
abläufe bewirken und außerdem Steilufer er­
zeugen, die für Eis~ogel und Biber unabding-

bare Wohnplätze sind. Und als Laichplätze 
und Kinderstuben der Flußfische kommen 
nur Seitenarme in Frage, die zumindest zeit­
weise mit dem fließenden Fluß kommunizie­
ren. 

Frage: 
Hand aufs Herz - wäre ein Nationalpark 

,,Donau-Auen" überhaupt finanzierbar? 
Muß wirklich der österreichische Steuerzah­
ler in die Tasche greifen, um ein Stück Natur 
zu schützen, das er vielleicht nie sehen wird 

' wenn doch eine Kraftwerksgesellschaft an-
bietet, einen - zugegeben menschlich umge­
stalteten, aber doch recht hübschen - Na­
turraum zu erhalten? 

Antwort: 
Die Rechnung ist falsch. Denn erstens muß 

der Steuerzahler auch an jedem Kraftwerk 
kräftig mitzahlen; die Donaukraft finanziert 
nämlich nur das Kraftwerk an sich. Zufahrts­
wege und vor allem die teuren Schleusenanla­
gen muß der Bund berappen. Zweitens kann 
ein Nationalpark auch durchaus wirtschaft-
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lieh betrieben werden (wie Beispiele aus aller 
Welt zeigen) . Und drittens wirft man die Fra­
ge der Finanzierung sehr gerne bei Naturgü­
tern auf. Kein Mensch fragt danach, wenn es 
um unsere großen Kulturgüter geht. Oder 
würden Sie vielleicht den Stephansdom und 
das Technische Museum wegen schwieriger 
Finanzierbarkeit abreißen oder infolge ihrer 
günstigen Lage in Kraftwerke verwandeln? 

Frage: 
Und was sagt die Schiffahrt dazu? Sind wir 

nicht verpflichtet diese wichtige Wasserstra­
ße für die gesamteuropäische Schiffahrt weg­
sam zu halten? Auengebiete sind wegen ihrer 
großen Wasserstandsschwankungen - die 
sie selbst zugegeben haben - doch stets 
Schiffahrtshindernisse. Ein Kraftwerk könn­
te mühelos die nötige Wassertiefe garantie-
ren. 

Antwort: 
Das Nadelöhr der österreichischen Donau­

strecke für den sogenannten Europakahn ist 
die romantische Kulturlandschaft der Wach-
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au, die ebenfalls unangetastet bleiben muß „ 
Östlich von Wien ist die Donau für Europa­
kähne den größten Teil des Jahres schiffbar. 
(Und im Winter böte die verstärkte Verei­
sung des Stauraumes ein vielleicht größeres 
Problem). Österreichs Anteil an der Fracht­
schiffahrt hält derzeit bei wenigen Prozen­
ten, die Donau wird von Ostblockfrachtern 
dominiert . 

Die Hauptchance der Österreichischen Do-
naudampfschiffahrtsgesellschaft ist sicher­
lich der Erlebnistourismus. Dieser stellt ge­
ringere Ansprüche an die Flußtiefe, benötigt 
aber dringend naturbelassene, landschaftlich 
eindrucksvolle Flußstrecken (Wachau, östli­
che Donauauen mit kulturell reichem Hinter­
land und Besichtigungsstationen). 

Was den Wunsch einiger Lobbies nach 
größeren Kähnen als den Europakahn auf 
unserer Donaustrecke betrifft (z.B. dem 
Schwarzmeerkahn mit 3,5 m Tiefgang, er 
fährt derzeit bis Bratislava und wird dort in 
die kleineren Kähne umgeschlagen), gibt es 
dafür keine Verpflichtung Österreichs. Im 
Übrigen gilt der klassische Ausspruch von 

Konrad Lorenz (immerhin hat er das Kapi­
tänspatent für Donauschiffe bis 2000 PS): 
„ Warum eine ganze Flußlandschaft einem 
geplanten Kahn anpassen und nicht den 
Kahn an den Fluß?" 

· Frage: 
Sie widersprechen sich ja selber. Ständig 

argumentieren Sie mit dem Erlebniswert die­
ser Landschaft; aber die, die ihn tatsächlich 
jetzt schon wahrnehmen: Fischer, Paddler, 
Badende, Spaziergänger hätten im National­
park das Nachsehen. Reglementierungen, 
Absperrungen, Verbote und uniformierte 
Wächter - sind das die tollen Erlebnisse, die 
Sie ihnen bieten wollen? 

Antwort: 
Spürbare Verbote werden in Nationalpar­

ken so wenig wie möglich verhängt - Er­
schließung und Wegeführung umgehen 
selbstverständlich besonders heikle Zonen 
(z.B. Horstgebiete von Seeadler und 
Schwarzstorch), die meist ohnedies schwer 
zugänglich sind. Das internationale Natio-

nalpark-Reglement schreibt sogar die Öff­
nung für Besucher ausdrücklich vor. Gebie­
te, deren biologische Werte nur durch völlige 
Sperrung erhalten werden können, dürfen 
nicht zu Nationalparks erklärt werden, son­
dern erfordern andere Schutzkategorien 
(z.B. Vollnaturschutzgebiet u.a.). Auch sai­
sonale Rücksichtnahmen - etwa im Bereich 
der Gewässer sind denkbar (Brutzeit von 
Wasservögeln). Selbst Heurigenlokale - ge­
wiß besucherfreundlich - haben nicht ganz­
jährig ausg'steckt. 

Prinzipiell werden Nationalparke wegen 
der beinahe letzten Möglichkeit zu echtem 
Naturkontakt für den Industriemenschen als 
psychische Wohlfahrtseinrichtungen be­
trachtet. Im amerikanischen Nationalpark­
gesetz ist überdies das Recht des Menschen 
auf Einsamkeit festgeschrieben, womit auch 
einer Vielfalt individueller Verhaltensweisen 
Möglichkeiten eingeräumt werden sollen, so­
weit sie das Schutzziel nicht gefährden. 

Frage: 
Dann sehe ich eine andere Gefahr (und 
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auch die Anrainer befürchten dies): Wird 
nicht eine unübersehbare Besucherflut sehr 
bald schon ihre Idealvorstellungen überrol­
len und den sogenannten Nationalpark zum 
Rummelplatz, zum naturbetonten Happy­
land machen? 

Antwort: 
Der Besucherdruck auf die letzten Natur­

räume wächst auf jeden Fall, auch ohne Na­
tionalpark. Nach über hundertjährigen, in­
ternationalen Erfahrungen bietet die Organi­
sationsform "Naturpark" auf Dauer die ein­
zige Chance, wirksamen Naturschutz mit 
größtmöglichem Erlebnis- und Erholungsan­
gebot zu verbinden. Nationalparke treiben 
- als prinzipiell nicht kommerzielle, staatli­
che Einrichtungen - keine Besucherwer­
bung, wohl aber Besucherbetreuung. 

Frage: 
Ehrlich gesagt: Mir scheint, Sie sehen die­

ses Stück - zugegebenermaßen schöner, 
wilder Natur - doch ein wenig zu verklärt. 
Ist es nicht den meisten Besuchern egal, wie 
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ursprünglich der Raum ist, in dem sie sich 
tummeln? Das wichtigste ist doch, daß es 
schön ist, ruhig, erholsam. Die meisten Tiere 
sieht man sowieso nicht (bzw. im Zoo bes­
ser). Warum erkauft man sich unter Verzicht 
auf große Energiemengen eine Landschaft, 
die nach kurzer Störung durch den Kraft­
werksbau später fast genauso schön und er­
lebnisreich wieder hergestellt wird? Ob das 
nun ganz ursprünglich, oder halb ursprüng­
lich oder nur ein bißchen ursprünglich ist 
- ist das nicht, zumindest den meisten Leu­
ten, egal? 

Antwort: 
Während heute niemand mehr von der 

prinzipiellen Notwendigkeit des Umwelt­
schutzes überzeugt werden muß (es geht nur 
mehr um Finanzierbarkeit und Zeitrahmen), 
herrscht weitgehende Ignoranz gegenüber 
dem „ Wert der Wildnis". 

Der Ensembleschutz des Lebendigen, die 
Erhaltung von Resten des über Jahrmillionen 
gewachsenen Evolutionserbes trägt nicht nur 
zur Stabilität des globalen Ökosystems bei 

- es sichert gleichzeitig die reizvolle Erleb­
nisvielf alt einer artenreichen Mitwelt für ein 
Überleben der Menschen in Schönheit und 
Würde. Darüberhinaus erhält es genetische 
Reserven von unschätzbarem Wert für land­
wirtschaftliche Züchtungsforschung, biolo­
gische Schädlingsabwehr, Pharmakologie, 
Biotechnologie, Bionik. Vom Preis-Lei­
stungsverhältnis ist der Arten- und Biotop­
schutz die beste Zukunftsinvestition für die 
Wissenschaft. Nationalparkwürdige Natur­
räume sind zugleich die letzten funktionie­
renden Bezugs-Ökosysteme, sie setzen objek­
tive Maßstäbe für Bemühungen zur Revitali­
sierung zerstörter Landschaften, sie bilden 
Funktionsmuster und Artenreservoire. Ohne 
Ökosysteme aus erster Hand kann es auf 
Dauer keine „Lebensräume aus zweiter 
Hand" geben. 

Frage: 
Trotzdem: Wenn die Umweltschützer we­

niger stur wären, ließe sich doch bestimmt ein 
tragfähiger Kompromiß mit der E-Wirt­
schaft schließen. Diese würde dann eben auf 

ein paar Kilowatt verzichten, die Dämme we­
niger hoch bauen, den Stauraum etwas klei­
ner machen - und schon hätte man Platz für 
einen Nationalpark. Aber dazu gehört eben 
Kompromißbereitschaft, und an der fehlt es 
den Umweltschützern offensichtlich. 

Antwort: 
Das ist ein Irrtum. Von 12 möglichen Do­

naukraftwerken drei nicht zu bauen - das ist 
schon der Kompromiß. Im Falle der Do­
nauauen östlich von Wien kommt es auch gar 
nicht auf die Kompromißbereitschaft der 
Naturschützer an - hier geht es um Natur­
schutzgesetzlichkeiten, die sich über papiere­
ne Konsensmodelle und good-will-Verträge 
hinwegsetzen. 

Um es noch einmal zu wiederholen: Eine 
funktionierende Auenlandschaft - und die­
se allein rechtfertigt den Nationalpark 
- steigt und fällt mit dem Vorhandensein ei­
nes auf viele Kilometer frei fließenden, eines 
,,lebendigen" Stromes. Nur die Dynamikei­
nes Fließgewässers kann die Auen erhalten, 
und zwar durch 3 große Wirkungsbereiche: 
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1.) DIREKTE GESTALTUNG DER 
EIGENEN UFER 

Der Fluß häuft an strömungsschwachen 
Stellen Geschiebe zu Inseln auf, meist in ufer­
parallelen Serien. Damit schafft er: 

Stillzonen im Strömungsschatten, die für 
die Brut der Flußfische wichtig sind, 
geschützte Kleingewässer in Form der so­
genannten „Schläuche" zwischen den In­
seln und dem eigentlichen Ufer. 
neue Sedimentationsstellen, vom Grobge­
röll über Sand bis zum Ton, dem soge­
nannten „Letten", in denen im Prozeß der 
Auflandung 

- sich neue Pionierstandorte mit eigener 
Flora und Fauna ausbilden, 

- eisfreie Zonen für die Wintergäste unter 
den Wasservögeln entstehen sowie 

- Futterplätze für den schwarzen Milan, der 
mit Vorliebe angeschwemmte tote Fische 
erbeutet. 

2.) DIE HOCHW ASSERDYNAMIK 
Regelmäßig ein- bis mehrmals im Jahr 

kommt es zu Hochwässern sehr verschiede-
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nen Ausmaßes, je nach der Schneemenge im 
Einzugsgebiet der Zubringerflüsse, der Re­
genmengen etc.; Hoch wässer, die dann als 
reißende Bäche in den mit dem Fluß verbun­
denen Armen durch die Au schießen oder 
aber flächig die gesamten Auenniederungen 
durchspülen. Diese Hochwässer bewirken: 

die durchflossenen Altarme werden offen 
gehalten, können also nicht verlanden, 
was für eine Reihe von Tieren wichtig ist, 

- durch Unterspülen entstehen steile Abriß­
wände in den Lettenkörpern; nur in ihnen 
können Eisvögel, Biber und andere Tiere 
ihre Wohnbauten anlegen, 
Baumwurzeln werden frei gespült, wo­
durch zahlreiche Verstecke für Kleintiere 
über wie unter Wasser entstehen, 

- Bäume werden entwurzelt und fallen ins 
Wasser (meist Silberweiden und Silber­
pappeln). Sie sind wichtige Warten für 
Reiher, Eisvögel und Rohrdommeln und 
Sonnplätze für Kormorane und Sumpf­
schildkröten. Unter Wasser bilden sie ei­
nen strukturierten Versteckraum für 
Kleintiere, 

- weggeschwemmtes Treibholz wird an 
Engstellen aufgehäuft und staut dort das 
Wasser, schafft somit kleine, temporäre 
Tiefwasserkolke. Außerdem sind sie die 
Grundlage für eine reiche Serie von Holz­
zersetzerorganismen, 
die flächige Durchspülung führt zur Ein­
schwemmung von Letten und das bedeu­
tet für die Au eine bedeutende Zufuhr an 
mineralischen Nährstoffen, die sowohl in 
der Krautschicht als auch in der Strauch­
und Baumschicht die Au zum produktiv­
sten heimischen Lebensraum macht, 
besonders starke Hochwässer häufen Ge­
schiebe zu Hügeln auf, die weit über den 
Grundwasserspiegel ragen. Sie werden zu 
,,Heißländen" und tragen Trockenrasen­
gesellschaften, die ebenfalls zu den ge­
fährdetsten Vegetationstypen zählen. 
Ummantelt von Auwäldern werden sie zu 
Schutzzonen ersten Ranges. 

3.) DIE GRUNDWASSERDYNAMIK 
Steigt und fällt der Fluß, so steigt und fällt 

- mit mehrtägiger Verzögerung - auch das 

Grundwasser, tritt stellenweise zutage und 
durchfeuchtet den Boden, füllt aber vor al­
lem Tümpel und stromferne Altwässer. Vor­
aussetzung ist ein wasserdurchlässiger. nicht 
von Feinsedimenten verklebter Schotterkör­
per, wie ihn ein Fluß sich selbst ständig offen 
hält; selbst die Begradigungsdämme der Do­
nau sind z.T. durchlässig, waren sie doch 
nicht als Staumauern, sondern als Wellen­
brecher gegen die Hochwässer gedacht. Die 
Wirkungen der Hochwasserdynamik sind: 
- Spiegelschwankungen in den Altarmen 

gestalten ständig die Ufer neu, 
- bewegtes Grundwasser ist stets sauerstoff­

reich, schafft also im Auenboden ein oxi­
dierendes Milieu, das einen raschen und 
effizienten Abbau des organischen Mate­
rials (Laubstreu, Holzreste, Früchte, tieri­
sche Reste) garantiert, 
an den Uferböschungen der Gerinne 
kommt es zu einer Feindifferenzierung 
der Lebensorte, 

- gut durchfeuchteter Boden ist die Voraus­
setzung für die Keimung der Samen der 
Silberpappel und andere Holzgewächse, 
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die nur wenige Stunden keimfähig sind, 
und damit für die Verjüngung in der Wei­
chen Au. 

Fazit 
Der Strom sorgt über diese drei Einflußbe­

reiche für eine ständige Umgestaltung der 
Teilbiotope der Au. Dieser ständige Umbau 
ist eines der wichtigsten Kriterien der Au. 
Gleichzeitig bedeutet die hohe Produktion 
und die Vielfalt der Standorte eine unüber­
sehbare Vielzahl an ökologischen Nischen, 
und diese wiederum die hohe Artenvielf alt. 

Nicht die Naturschützer sind kompromiß­
los, der Fluß ist es. 

Außerdem: Österreich, und besonders das 
Wiener Becken, liegt an einem wichtigen 
Kreuzungspunkt von Flugstrecken der Zug­
vögel, Fledermäuse und anderer. Sie alle 
brauchen ihnen gemäße Rastplätze, gewisser­
niäßeri ~~Trittsteine", wo sie sich ein paar Ta­
ge lang erholen können, um weiter zu fliegen. 
Sehen Sie sich eine Europakarte an: Derarti­
ge Trittsteine sind selten geworden, liegen so 
weit auseinander,. daß Europas Zugvögel in 
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ernste Gefahr kommen. Ein Nationalpark 
Donau-Auen wäre ein solcher Trittstein an 
einer neuralgischen Stelle. 

Kompromiß mit der Zukunft 

Voreiliger Kraftwerksbau mit Staumauern 
und Dämmen vernichtet für alle Zeit die 
Chance für einen Auennationalpark. Die in­
ternationalen Nationalparkregeln fordern 
Ursprünglichkeit und Schönheit des Land­
schaftsbildes, funktionierende Grundwasser­
und Überschwemmungsdynamik, ungestör­
ten Naturhaushalt. 

Die Einrichtung eines Nationalparks hin­
gegen bedeutet lediglich die Erhaltung des ge­
genwärtigen Zustandes - läßt kommenden 
Generationen also immer noch die Chance, 
sich für mehr Kilowattstunden zu entschei­
den. 

Die Nationalparkidee hält die Zukunft of­
fen. 

Der Kraftwerksbau nimmt allen anderen 
Generationen die Entscheidung vorweg. Wer 
sind hier die "Fundamentalisten"? 
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